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Erster Pechtag 2004 
BERN - Im Febmar fallt der 13. zum ersten 
Mal in diesem Jahr auf einen Freitag. Wes
halb die Kombination von «Freitag» und 
«13» l/nglück bedeuten soll, wird mit Zah-
lenmystik, heidnischen Überlieferungen und 
christlichen Symbolen begründet, Seit Jahr
hunderten sagen die einen, Freitag, der 13. 
bringe Unglück, weil Jesus an einem Freitag 
gestorben sei und weil der 13. Gast beim 
Abendmahl der Verräter Judas war. Andere 
dagegen meinen, die ungeliebte Zahl habe ei
ne positive Bedeutung, weil sich am Abend
mahl 13 Personen beteiligten. 

Unsacltgemäss angegurtet 
BERN - Schweizer Autofahrer gurten ihre 
Kinder heute deutlich häufiger an als noch 
vor wenigen Jahren. Mehr als die Hälfte si
chern ihre Kinder aber unsachgeinäss. Zu 
diesem Ergebnis kommt eine Studie von bfu 
und TCS. Bei den unter J-Jiihrigen sei der 
Anteil angegurteter Kinder zwischen 1997 
und 2002 von 75 auf 87 Prozent gestiegen. 
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Wettbewerbsfähigkeit stärken 
Regierung schlägt  integr ier te und unabhängige Finanzmarktaufs icht  vo r  

VADUZ - In Liechtenstein soll ei
ne integrierte und unabhängige 
Finanzmarktaufsichtsbehörde 
(FMA) geschaffen werden. «Ei
ne effiziente und anerkannte 
Aufsicht stärkt auch die inter
nationale Wettbewerbsfähig
keit des Finanzplatzes», ist Re
gierungschef Otmar Hasler 
überzeugt. 

»Martin frömmelt 

Bisher ist die Finanzmarktaufsicht 
in Liechtenstein auf verschiedene 
Behörden verteilt: Regierung, Amt 
für Finan/.dienstleistungen, Amt für 
Volkswirtschaft (Abteilung Versi
cherung) und Stabsstelle für Sorg-
faltspfljchten. Neu sollen diese 
Aufgaben einer einzigen Aufsichts
behörde übertragen werden. Diese 
Behörde, die ab Anfang 2005 tätig 
sein soll, wird von der Regierung 

unabhängig sein und als selbständi
ge öffentlich-rechtliche Anstalt aus 
der Landesverwaltung ausgeglie
dert werden. Die Regierung hat 
dem Landtag einen entsprechenden 
Gesetzesvorschlag unterbreitet, der 
bereits im März in erster Lesung 
beraten werden könnte. 

Wie der Regierungschef gestern 
vor den Medien betonte, handelt es 
sich um ein reines Organisationsge
setz. Liechtenstein habe inzwi
schen eine moderne griffige Ge
setzgebung, deshalb gehe es jetzt 
nicht um eine inhaltliche Neuge
staltung, sondern einzig um die or
ganisatorische Umsetzung der Un
abhängigkeit, sagte Otmar Hasler. 

Die Schaffung einer integrierten, 
das heisst, in einer einzigen Behör
de zusammengefassten, und von 
der Regierung unabhängigen Auf
sicht ist nach Ansicht von Regie
rungschef Hasler für den Finanz

platz Liechtenstein von «grösster 
Tragweite»: «Damit wird die aktive 
Politik der Regierung fortgesetzt, 
den Finanzplatz Liechtenstein auch 
für die Zukunft fit zu halten. Ich bin 
überzeugt, dass dies die internatio
nale Wettbewerbsfähigkeit und das 
Vertrauen in den Finanzplatz 
stärkt » Diese Auffassung werde 
auch' durch internationale Organi
sationen wie IWF und FATF ge
stützt, welche unseren Finanzplatz 
in den letzten Jahren geprüft haben, 
so der Regierungschef. 

«Auch im Interesse 
der Marktteilnehmer» 

Eine Stärkung der Aufsicht sei 
volkswirtschaftlich sinnvoll und lie
ge auch im Interesse der Marktteil
nehmer, bemerkte Hasler. Wie er 
weiter ausführte, hätten sich die ent
sprechenden Vertreter im Rahmen 
der Vernehmlassung positiv zu dic-

«Oamit wird die aktive Politik der Regierung fortgesetzt, den Finanzplatz Liechtenstein auch für die Zukunft fit 
zu halten»: Regierungschef Otmar Hasler zur Neuorganisation der Finanzmarktaufsicht. 

sem Gesetzesvorhaben geäussert. 
Personell und finanziell bringt 

die Neuorganisation keine Verände
rungen mit sich. Von der Überfüh
rung in eine aus der Landesverwal
tung ausgegliederte FMA sind nach 
Auskunft des Regierungschefs 26 
Angestellte betroffen. Die Kosten 
für diesen Bereich, die sich auf 
rund 5,6 Millionen Franken pro 
Jahr beziffern, werden zu zwei 
Dritteln vom Staat und zu einem 
Drittel von den Finanzintermediä
ren (via Gebühren) gedeckt. An 
diesem Schlüssel soll sich in Zu
kunft nichts ändern; auf die Inter
mediäre sollen demnach also keine 
zusätzlichen Kosten zukommen. 
Der Regierungschef rechnet damit, 
dass sich Synergieeffekte mittelfris
tig «sicher kostensparend auswir
ken» werden. 

Organe der FMA'sollen Auf
sichtsrat, Geschäftsleitung und Re
visionsstelle sein. Der Aufsichtsrat 
wird durch Landtag und Regierung 
bestellt. Die Weisungsbefugnis der 
Regierung wird wegfallen. 

Vor allem Unabhängigkeit 
Ein wesentliches Prinzip der 

FMA ist die Unabhängigkeit. Dies
bezüglich hat die heutige Aufsicht 
ein Defizit. Die FMA soll Bewilli
gungen erteilen und entziehen kön
nen, Strafen gegen die Finanzinter
mediäre aussprechen und rechtlich 
verbindliche Regeln aufstellen. Un
abhängig heisse jedoch nicht «un
kontrolliert», sägte Regierungschef 
Hasler, denn die neue Behörde ha
be sich im Rahmen der gesetz
lichen Vorgaben zu bewegen. 

International liegt die Schaffung 
integrierter Aufsichtsbehörden 
deutlich im Trend. In Österreich, 
Deutschland, England und anderen 
Staaten wurde dies bereits umge
setzt, in der Schweiz ist ein Geset
zesentwurf unterwegs. 
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«Es gibt auch unsererseits Grenzen» 
Regierungschef Otmar  Hasler zum EU-Zinsertragsabkommen 

Profitieren Sie als 
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von Vorzugspreisen 

VADUZ - Die EU-Finanzminister 
haben der Schweiz betreffend 
Zinsertragsabkommen einen 
herben Dämpfer erteilt (im 
Volksblatt von gestern). An der 
liechtensteinischen Position 
ändert dies jedoch nichts, sag
te Regierungschef Otmar Hasler 
gestern. 
» Martin fromme» 

Wie Botschafter Prinz Nikolaus ges
tern im Volksblatt ausführte, stellte 
der Entscheid der Finanzminister 
vom Dienstag keine grosse Überra
schung dar. Prinz Nikolaus hält ei
nen Kompromiss.nach wie vor für 
möglich. Regierungschef Hasler 
wollte gestern den Stand der Dinge 

betreffend der Schweiz nicht gross 
kommentieren: «Wir möchten uns 
prinzipiell nicht einmischen.» 

«Gewisser zeitlicher Druck» 
Was die liechtensteinische Seite 

betrifft, so sind die Verhandlungen 
mit der EU nach Aussage des Re
gierungschefs «sicher einem ge
wissen zeitlichen Druck aufge
setzt», da die EU diese Richtlinie 
nächstes Jahr umsetzen wil l ,  
Liechtenstein hat der EU ein Zah-
lenstellenmodell nach Schweizer 
'Vorbild angeboten. Es würden si
cher keine einfachen Gespräche 
sein, er sei aber zuversichtlich,' 
dass es mit der EU zu einer für bei
de Seiten tragbaren Lösung kom
me, so der Regierungschef. «Wir 

sind zuversichtlich, aber es gibt 
auch unsererseits Grenzen», so Ot
mar Hasler. Die Verhandlungsdele
gation sei es dem Land und dem 
Finanzplatz Liechtenstein schul
dig, behutsam zu verhandeln. Ot
mar Hasler: «Wir wollen ein kon
struktiver Partner sein. Liechten
stein kommt der EU in verschiede
nen Bereichen entgegen. Dafür 
verlangen wir andererseits von der 
Gegenseite, dass unsere Rahmen
bedingungen, wie etwa die inner
staatliche Gesetzgebung in Liech
tenstein, akzeptiert werden.» 

Regierungschef Hasler glaubt 
nicht, dass ein Abkommen mit der 
EU das Ende des Bankkundenge
heimnisses mit sich bringt: «So wie 
das Zahlstellenmödell angelegt ist, 

wird auch das Bankkundenge
heimnis geschützt. Dementspre
chend rechne ich damit, dass der 
Finanzplatz mit dieser Lösung 
durchaus leben kann.» 
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